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Satzung 

§ 1 Name und Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen Swinging Boots Country & Western Dance e.V. 
2. Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden  
3. Er hat seinen Sitz in Erlangen  
4. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr 
5. Der Verein ist Mitglied des Bayerischen Landes-Sportverbandes e.V. Durch die Mitgliedschaft von 

Einzelpersonen zum Verein wird auch die Zughörigkeit der Einzelpersonen zum Bayerischen 
Landes- Sportverband vermittelt.       
 

§ 2 Vereinszweck 
 

1. Vereinszweck ist die Ausübung des Country Western Tanzsports. 

2. Er verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung ( AO 1977 ) 

3. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  

4. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

5. Eine Änderung im Status der Gemeinnützigkeit zeigt der Verein unverzüglich dem Bayerischen 
Landes-Sportverband e.V. sowie dem Finanzamt für Körperschaften an. 

§ 3 Vereinstätigkeit 

- Die Verwirklichung der Vereinszwecke sieht der Verein insbesondere in der Abhaltung von 
geordneten Unterrichts- und  Übungsabenden  

- Durchführung von Versammlungen, Kursen und sportlichen Veranstaltungen 
- Der Verein ist sportlich und konfessionell neutral  

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

  
1.  Mitglied kann jede volljährige natürliche Person werden. Dem schriftlichen Aufnahmeantrag 
entscheidet der Vorstand. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der Unterschrift der 
gesetzlichen Vertreter.  

2. Die Mitgliedschaft endet mit Tod, Austritt oder Ausschluss aus dem Verein. 
 
3. Der Austritt kann nur zum Ende eines Kalenderjahres erfolgen und muss einen Monat vor dem 
Jahresende schriftlich mitgeteilt werden.  
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4. Es werden Mitgliedsbeiträge erhoben. Über die Fälligkeit und Höhe entscheidet die  
Mitgliederversammlung.  

5. Bei groben Verletzungen der Vereinspflichten, z. B. Nichtzahlung des Mitgliedsbeitrags 
trotz mehrmaliger Mahnung, kann der Vorstand den Ausschluss eines Mitglieds beschließen.  

§ 5 Mitgliederversammlung 

 
1. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde.  

2. Sie fasst mit der einfachen Mehrheit der anwesenden Mitglieder Beschlüsse.  
 
3. Satzungsänderungen, eine Änderung des Vereinszwecks sowie eine Auflösung des Vereins 
bedürfen einer 2/3 Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Mitglieder, die sich der Stimme enthalten, 
werden behandelt wie nicht erschienene.  

4. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden protokolliert und sind vom Versammlungsleiter 
zu unterschreiben. 

5. Aufgaben der Mitgliederversammlung: 

 Bestimmung der Anzahl, Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstands 

 Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands und Beschlussfassung über den 
Vereinshaushalt 

 Satzungsänderungen, Änderungen des Vereinszwecks und Auflösung des Vereins 

 Bestimmung der Anzahl und Wahl der Revisoren sowie Entgegennahme deren Berichts 

§ 6 Vertretungsberechtigter Vorstand gem. § 26 BGB 

1. Der Vorstand besteht aus 

- dem 1.Vorsitzenden  
- dem 2.Vorsitzenden (=Stellvertreter) 
- dem Kassier 
- dem Schriftführer 

2. Im Innenverhältnis gilt: Der 1.Vorsitzende führt die Geschäfte des Vereines. Im Falle seiner 
Verhinderung wird er durch die anderen Vorstandsmitglieder in der Reihenfolge Ihrer Nennung 
vertreten. 

3. Der 1. Vorsitzende, 2. Vorsitzende, Kassier und Schriftführer sind vertretungsberechtiger Vorstand 
gem. §26 BGB. Sie vertreten den Verein jeweils einzeln gerichtlich und außergerichtlich.  

4. Der Vorstand ist für alle Vereinsangelegenheiten zuständig, die nicht durch Satzung ausdrücklich 
der Mitgliederversammlung zugewiesen sind.  

5. Er fasst Beschlüsse  mit einfacher Mehrheit, hierüber werden schriftliche Protokolle angefertigt. Der 
Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind.  
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6. Der Vorstand wird für die Dauer von 2 Jahren gewählt. 
Der Vorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen Vorstandes im Amt.  

7. Der Vorstand lädt schriftlich (dies kann auch per Email erfolgen) vier Wochen im Voraus 
mindestens einmal im Jahr zur Mitgliederversammlung ein. Dabei ist die vom Vorstand festgesetzte 
Tagesordnung mitzuteilen.  

8. Stehen der Eintragung im Vereinsregister oder der Anerkennung der Gemeinnützigkeit durch das 
zuständige Finanzamt bestimmte Satzungsinhalte entgegen, ist der Vorstand berechtigt, 
entsprechende Änderungen eigenständig durchzuführen.  

9. Im Innenverhältnis gilt, dass der Vorstand zum Abschluss von Rechtsgeschäften jeglicher Art mit 
einem Geschäftswert von mehr als € 700,00 für den Einzelfall bzw. bei Dauerschuldverhältnissen im 
Jahresgeschäftswert von mehr als € 500,00 der vorherigen Zustimmung durch die 
Mitgliederversammlung bedarf. 

§ 7 Vergütungen für die Vereinstätigkeit  
1.Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich  
ausgeübt.  
  
2.Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer angemessenen 
Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen, solange sie in dem lt. Satzung liegenden 
Rahmen liegen.  
Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit oder die Bestellung von Vereinsämtern auf der 
Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer angemessenen Aufwandsentschädigung 
ist nur mit Zustimmung des Vorstandschaft möglich.  
3.Trainer und Übungsleiter erhalten für geleistete Unterrichtseinheiten  
eine Trainervergütung über deren Höhe die Vorstandschaft entscheidet.  
  
4.Im Übrigen haben die Mitglieder des Vereins einen Aufwandsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche 
Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere 
Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw.  
 
5.Der Anspruch auf Aufwandsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach seiner Entstehung 
geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die  
Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein 
 müssen, nachgewiesen werden.  

6.Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten Grenzen über 
die Höhe des Aufwandsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden 

§ 8 Revision / Kassenprüfung 

1. Die Mitgliederversammlung wählt mindestens eine/n Revisor/in. Die Aufgaben sind die 
Rechnungsprüfung und die Überprüfung der Einhaltung der Satzungsvorgaben und 
Vereinsbeschlüsse.  

2. Sonderprüfungen sind möglich 

3. Art und Umfang der Kassenprüfung sowie die Veranlassung von Sonderprüfungen können in der 
Finanzordnung geregelt werden. 
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§ 9 Auflösung / Wegfall des steuerbegünstigten Zwecks 

1. Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden, soweit diese 
Mitgliederversammlung eigens zu diesem Zweck einberufen worden ist. Zur Beschlussfassung selbst 
ist eine 2/3 Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen notwendig. 

2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das  
Vermögen des Vereins an einen anderen gemeinnützigen Tanzsportverein, oder für den Fall dessen 
Ablehnung, an die Stadt Erlangen,die das Vermögen unmittelbar und ausschließlich zur Förderung 
und Pflege des Tanzsports im Sinne dieser Satzung zu verwenden haben. 

 

Satzung vom 17.01.2017 
 


